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Α. Einleitung 

I. Der Gegenstand der Betrachtung 

In der Bundesrepublik Deutschland steigt die Wahrscheinlichkeit stetig, dass ei-
ne bereits geschlossene Ehe wieder geschieden wird. Während beispielsweise von 
den Ehen, die zu Beginn der siebziger Jahre in den alten Ländern geschlossen wur-
den, voraussichtlich rund 20 Prozent scheitern werden, so werden es bei denjeni-
gen, die dort zu Anfang der achtziger Jahre eingegangen wurden, bereits etwa 
30 Prozent sein.1 Statistisch wird es daher immer wahrscheinlicher, dass ein Ehe-
partner nicht nur nach, sondern auch während eines Scheidungsverfahrens  ver-
stirbt. 

Stirbt ein Partner einer intakten Ehe, kann der Überlebende aufgrund einer Viel-
zahl von Rechtsfiguren Rechtspositionen von dem Verstorbenen erwerben. Zu un-
terscheiden ist dabei zwischen dem Rechtserwerb von Todes wegen und denjeni-
gen Vermögensübergängen, die sich als Rechtsgeschäfte unter Lebenden vollzie-
hen. 

Unter der „erbrechtlichen Position" eines Ehegatten wird im Folgenden die 
Summe potentieller Vermögensübergänge an diesen aufgrund eines Todesfalles ge-
zählt, die den Vorschriften  des Erbrechtes unterliegen. Die Chance des Begünstig-
ten auf einen konkreten solchen Vermögensübergang wird als „Erbberechtigung" 
bezeichnet. 

Während der Ehezeit hat der Gesetzgeber als eine der Ehefolgen ein sogenanntes 
„gesetzliches Ehegattenerbrecht" festgeschrieben (§ 1931 BGB). Als Ausfluss des-
selben wurden die Möglichkeiten eines Ehepartner, seinen Nachlass zu regeln, der-
gestalt eingeschränkt, dass der jeweils andere Ehepartner in den Kreis der Pflicht-
teilsberechtigten aufgenommen wurde, so dass eine vollständige „Enterbung" des 
Ehegatten nur unter besonderen Umständen oder im Falle einer entsprechenden 
Verzichtserklärung des potentiellen Erben möglich ist. 

Endet die Ehe hingegen durch Scheidung, so steht mit deren Rechtskraft  dem 
früheren  Ehegatten nicht nur dieses Ehegattenerbrecht nicht mehr zu; auch Ver-
fügungen von Todes wegen zu seinen Gunsten durch den verstorbenen früheren 
Partner sind grundsätzlich unwirksam (§§ 2077 Abs. 1 Satz 1, 2265 Abs. 1, 
2279 BGB). In bestimmten Fällen kann dies auch schon während eines Schei-
dungsverfahrens  eintreten. 

ι Gerader/Coester-Waltjen § 24 IV. 
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Unter welchen Umständen sich die kraft  Gesetzes oder Rechtsgeschäftes gege-
bene Erbberechtigung eines Ehepartners nach dem jeweils anderen im Verlaufe ei-
nes Scheidungsverfahrens  verändert, ist Gegenstand dieser Arbeit. 

I I . Der Verlauf der Darstellung 

Den Ausgangspunkt bildet die Darstellung der erbrechtlichen Position eines 
Ehegatten nach seinem Partner bei intakter Ehe in Teil Β der Darstellung. Neben 
der gesetzlichen Erbfolge und den Instrumenten der Verfügung von Todes wegen 
wird untersucht, welche weiteren Instrumente als Erwerb von Todes wegen be-
zeichnet und daher als Bestandteil dieser erbrechtlichen Position bewertet werden 
können. Hier werden insbesondere die Schenkung von Todes wegen, der Vertrag 
zugunsten Dritter auf den Todesfall unter Berücksichtigung des Lebensversiche-
rungsvertrages sowie die Hofübergabe nach Höfeordnung betrachtet. 

Im Mittelpunkt des anschließenden Teils C steht die Frage, unter welchen Vo-
raussetzungen sich diese Erbberechtigung in Bezug auf den anderen Ehepartner 
während eines Scheidungsverfahrens  verändern kann. Zunächst wird dabei be-
trachtet, wie sich die Rechtskraft  des Scheidungsurteils auf die erbrechtliche Posi-
tion des früheren  Ehegatten auswirkt. Sodann stellt sich die Frage, unter welchen 
Umständen diese Auswirkungen bereits während des Scheidungsverfahrens  eintre-
ten können. Schließlich wird untersucht, wann das Gesetz die ausnahmsweise 
Aufrechterhaltung  von solchen Verfügungen von Todes wegen zulässt, für die das 
Gesetz infolge des Stadiums des Scheidungsverfahrens  die grundsätzliche Unwirk-
samkeit vorsieht. 

Selbst wenn einer der in Teil C der Arbeit vorgestellten Ausschlusstatbestände 
eingetreten ist, soll die Erbberechtigung eines Ehegatten nach dem anderen mögli-
cherweise ganz oder teilweise fortbestehen können, wenn später bestimmte weitere 
Ereignisse hinzutreten. In Teil D der Arbeit werden neben der insoweit teilweise 
vertretenen Möglichkeit der Wiederheirat Prozesshandlungen und Prozessergebnis-
se untersucht, die die Ausschlusstatbestände rückwirkend wieder beseitigen könn-
ten. 

Schließlich stellt sich die Frage, auf welche Lebenssachverhalte Vorschriften, 
die die erbrechtliche Position des Ehegatten nach seinem Partner regeln, analog an-
zuwenden sein könnten. Teil E beleuchtet hier neben der nichtehelichen Lebens-
gemeinschaft die nicht dem Erbrecht unterstehenden Regelungen der zivil- oder 
öffentlich-rechtlichen  Sonderrechtsnachfolge  im Todesfalle. Anschließend wird 
diskutiert, in wieweit die Wertung des § 2077 BGB verallgemeinerungsfähig  ist. 

Die gefundenen Erkenntnisse zu der eingangs gestellten Frage, unter welchen 
Umständen sich die kraft  Gesetzes oder Rechtsgeschäftes gegebene Erbberechti-
gung eines Ehepartners nach seinem Partner im Verlaufe eines Scheidungsverfah-
rens verändert, werden im letzten Teil zusammengefasst. 



Β. Die erbrechtliche Position des Ehegatten 

Ein Ehegatte kann sowohl kraft  Gesetzes (§ 1931 BGB) als auch kraft  Ver-
fügung von Todes wegen1 (§§ 1937, 1939, 1941 BGB) berechtigt sein, seinen Part-
ner zu beerben, Vermächtnisnehmer zu sein oder sonst Vermögenswerte von Todes 
wegen von diesem zu erhalten. Unter bestimmten Umständen qualifiziert  das Ge-
setz auch den Erwerb aufgrund von Rechtsgeschäften unter Lebenden als Erwerb 
von Todes wegen und wendet hierauf die Normen des Erbrechtes an (§ 2301 BGB). 

Alle diese Tatbestände werden im Folgenden unter dem Oberbegriff  der „Erb-
berechtigung des Ehegatten" zusammengefasst, weil erbrechtliche Normen das 
„ob" und „wie" des jeweiligen Rechtserwerbs bestimmen. 

I. Das gesetzliche Ehegattenerbrecht 

Der Ehegatte ist nach den Vorschriften  des BGB gesetzlicher Erbe seines Ehe-
partners neben dessen Verwandten, wenn nicht eine anderslautende Verfügung von 
Todes wegen existiert und er im Zeitpunkt des Erbfalles noch lebt (gesetzliches 
Ehegattenerbrecht2). Das gesetzliche Ehegattenerbrecht besteht in einem Anteil 
am Nachlass gemäß § 1931 BGB und dem Voraus nach § 1932 BGB oder - im 
Falle der Enterbung durch Verfügung von Todes wegen - dem Pflichtteilsanspruch 
nach § 2033 BGB. Gegebenenfalls tritt der erbrechtliche Zugewinnausgleich nach 
§1371 Absatz 1 BGB hinzu. 

1. Die gesetzliche Erbfolge 

Gesetzliche Erben sind die Verwandten (§§ 1924 ff.  BGB), der Ehegatte 
(§ 1931 f. BGB) und der Fiskus (§ 1936 BGB). Das Erbrecht der Verwandten rich-
tet sich gemäß deutscher Rechtstradition3 nach Ordnungen und Stämmen. Für den 
überlebenden Ehegatten schuf das BGB daneben eine eigene Erbenstellung. Dabei 

1 Das Gesetz versteht die „Verfügung von Todes wegen" als Oberbegriff  für die testamen-
tarische („letztwillige") Verfügung und den Erbvertrag; Planck /GreifVorbemerkung  Erbver-
trag Anm. 4. 

2 Staudinger/ Werner  § 1931 BGB RdNr. 7; MünchKomm/Leipold  § 1931 BGB RdNr. 6. 
3 Vgl. Bluntschli /Dahn, S. 688 f. 


